
12

Patientenwoche Zahn 
ausgewertet
Zur Patientenwoche Zahn vom 17.-
23.6.2005 liegt nun eine entspre-
chende Auswertung vor.
Es haben sich über 800 Personen 
an der Woche beteiligt. „Die Pa-
tientenwoche Zahn ist ein geeig-
netes Instrument der Bürgerbetei-
ligung“, so Günter Hölling, Autor 
des Auswertungsberichts.
Patientinnen und Patienten wün-
schen sich eine bessere Kommu-
nikation seitens der Zahnärzte, sie 
fühlen sich im Vorfeld der Behand-
lung oft nicht ausreichend infor-
miert, so erste Aussagen der Aus-
wertung.

Zudem zeigt der Bericht, dass die 
Neuregelung Festzuschüsse beim 
Zahnersatz zu vermehrten finan-
ziellen Belastungen für Patien-
tinnen und Patienten geführt hat.

Der Auswertungsbericht kann von 
der Webseite der BAGP abgerufen 
werden oder in gedruckter Versi-
on gegen Portokosten von 1,- Euro 
bestellt werden.

Patientenstellen 
kurz vor dem Ziel
Die BAGP als treibender Teil der 
Bietergemeinschaft Verbund Unab-
hängiger Patientenberatung (VUP) 
ist dem Ziel sehr nahe, für die kom-
menden fünf Jahre im Rahmen des 
Modellvorhabens nach §65b SGB 
V unabhängige Patienteninformati-
on und -beratung anzubieten.
Konkret bedeutet dies, dass ab 
April 2006 Beratungsstellen ihre 
Arbeit mit verstärkten Kräften fort-
setzen können. Sukzessive werden 
im gesamten Bundesgebiet mehr 
als 20 regionale Patientenbera-
tungsstellen aufgebaut, davon 
werden mehr als zehn in der Trä-
gerschaft von BAGP-Mitgliedern 
oder BAGP-nahen Einrichtungen 
stehen.
Ein Erfolg, der im siebzehnten Jahr 
nach Gründung der BAGP noch 
einiges erwarten läßt...
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Arbeitsgemeinschaft der Spitzen-
verbände der Krankenkassen
Gemeinsame Presseerklärung vom 
02.03.2006
Gesetzliche Krankenkassen le-
gen Studie zu den Auswirkungen 
befundbezogener Festzuschüsse 
vor
Das Festzuschuss-System bei Zahn-
ersatzleistungen, das seit Januar 
2005 für gesetzlich Krankenversi-
cherte gilt, hat dazu geführt, dass 
Zahnärzte vermehrt Leistungen 
privat abrechnen. Dadurch wird 
Zahnersatzversorgung für Patienten 
teurer und Patienten verzichten auf 
Zahnersatzversorgung . Dies be-
legt eine von den Spitzenverbän-
den der gesetzlichen Krankenkas-
sen vorgelegte Studie. Während die 
Kassenzuschüsse pro Leistungsfall 
nahezu unverändert blieben, stieg 
der Privatanteil deutlich. Er hat in 

2005 mittlerweile einen Anteil von 
62 Prozent an den zahnärztlichen 
Honoraren erreicht.
Die Kostensteigerungen für die Pa-
tienten sind auch eine Folge der 
Ausgrenzung bestimmter zahnärzt-
licher Brücken- und Kombinations-
versorgungen aus der Abrechnung 
nach Kassenpreisen. Wo z. B. die 
neuen Richtlinien als Kassenleis-
tungen nur noch herausnehmbaren 
Zahnersatz vorsehen, bekommt 
der Zahnarzt  seit 2005 die Mög-
lichkeit, festsitzenden Zahnersatz 
(Brücken) nach den höheren Pri-
vatsätzen abzurechnen. Diese Ent-
wicklung trägt offensichtlich zur 
Zurückhaltung der Versicherten 
bei. Dadurch droht nach Ansicht 
der Spitzenverbände der gesetz-
lichen Krankenkassen eine Ver-
schlechterung der Zahngesundheit, 
wenn Patienten langfristig auf me-

dizinisch notwendige Zahnersatz-
maßnahmen verzichten sollten.
Als Folge dieser Effekte ist das Ver-
sorgungsniveau im Jahr 2005 ge-
sunken. Dies war weder vom Ge-
setzgeber noch den Krankenkassen 
beabsichtigt, weil man davon aus-
gegangen war, dass mehr Patienten 
die Versorgung mit neuen Leistun-
gen wählen, die bisher nicht zum 
Leistungsumfang der gesetzlichen 
Krankenkassen gehörten und die 
2005 erstmals bezuschusst werden 
konnten. 
Der gesamte Text und die Studie 
unter http://www.gkv.info

Wovor wir schon immer warnten: 
Zahnersatz-Festzuschuss-System verteuert Zahnersatz
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